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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 R 434/10 B 
 
L 3 R 151/08 (LSG Sachsen-Anhalt) 
S 3 R 495/06 (SG Halle) 
 
 
 
………………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………., 
  
  
 
 
 

g e g e n 
 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Mitteldeutschland, 
Paracelsusstraße 21, 06114 Halle, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 31. Mai 2011 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d ,  die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r  

und den Richter   Dr.  K o l o c z e k  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Sachsen-Anhalt vom 10. November 2010 wird als unzulässig 

verworfen.  

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstat-

ten.  
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 10.11.2010 hat das LSG Sachsen-Anhalt einen Anspruch des Klägers auf teil-

weise Erwerbsminderungsrente wegen Berufsunfähigkeit verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde zum BSG 

eingelegt. In der Beschwerdebegründung werden die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssa-

che (I.) sowie Verfahrensmängel (II.) geltend gemacht.  

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen, weil kein Zulassungsgrund ordnungsgemäß dargetan worden ist 

(vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG).  

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten 

Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser 

Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 Satz 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß 

§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

I. Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage 

aufwirft, die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer 

muss daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der 

höchstrichterlichen Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch 

nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren 

eine Klärung erwarten lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu 

genügen, eine Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) 

Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende 

Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen 

(zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN; Fichte in Breitkreuz/Fichte, SGG, 

2009, § 160a RdNr 41). Diesen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebegründung 

nicht gerecht.  
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Der Kläger hält die Fragen für grundsätzlich bedeutsam, 

1. "wie in der ehemaligen DDR erworbene Qualifikationen gegenüber Berufsab-
schlüssen in der BRD zu werten sind und ob hierbei erhebliche Unterscheidungen 
vorzunehmen sind und diese zulässig sind" und 

2. "welche wesentlichen Änderungen in den gesundheitlichen Beeinträchtigungen eine 
Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit rechtfertigen und welche Maßstäbe hierfür 
zugrunde zu legen sind." 

 

Hiermit hat der Kläger schon keine Rechtsfragen zum Inhalt einer konkreten revisiblen Norm 

(vgl § 162 SGG) gestellt. Er lässt völlig offen, welche bundesrechtliche Norm jeweils mit Blick 

auf welche Bestimmung ausgelegt werden soll, um die Rechtseinheit zu wahren oder das Recht 

fortzubilden. Darüber hinaus fehlt es an jeder Auseinandersetzung mit der bereits vorliegenden 

Rechtsprechung des BSG zu den Voraussetzungen von Renten der in Frage stehenden Art.  

 

Schließlich hat der Kläger auch die Klärungsfähigkeit nicht hinreichend dargetan. Klärungsfähig 

ist eine Rechtsfrage nur, wenn sie gerade für den zu entscheidenden Fall rechtserheblich ist. 

Dies setzt voraus, dass es auf der Grundlage des vom LSG festgestellten Sachverhalts für die 

Entscheidung des vorliegenden Rechtsstreits auf die Beantwortung der aufgeworfenen Rechts-

frage ankommt und die Entscheidung bei Zugrundelegung der Rechtsauffassung des 

Beschwerdeführers in seinem Sinne hätte ausfallen müssen. Die Beschwerdebegründung 

befasst sich weder damit, an welcher Stelle der rechtlichen Prüfung durch das Revisionsgericht 

notwendig auf die vom Kläger aufgeworfenen Fragen einzugehen sein sollte noch legt sie dar, 

ob und inwiefern ihre Beantwortung Bedeutung für den Ausgang des Verfahrens haben könnte.  

 

II. Auch die Verfahrensrüge hat keinen Erfolg. Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf 

gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen 

könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensman-

gels (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) zunächst die den Verfahrensmangel (vermeintlich) begründen-

den Tatsachen substantiiert dargetan werden. Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, 

dass und warum die Entscheidung des LSG ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht 

auf dem Mangel beruhen kann, also die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht. 

Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf 

eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 Satz 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG 

nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinrei-

chende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Der Kläger macht einen Verstoß des LSG gegen § 103 SGG geltend, den er darin sehen will, 

dass das LSG einem in der mündlichen Verhandlung vom 24.3.2010 gestellten und mit Schrift-

satz vom 12.8.2010 wiederholten "Beweisantrag" im Hinblick auf den verschlechterten Gesund-
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heitszustand des Klägers nicht gefolgt sei. Er legt indessen bereits nicht dar, dass er einen 

Beweisantrag im hier maßgeblichen Sinn der ZPO auch noch am Schluss der mündlichen Ver-

handlung vor dem Berufungsgericht aufrechterhalten hat. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (vgl § 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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